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Informatikaufträge im Umfang
von mehr als 400 Millionen Franken
hat der Kanton Bern freihändig verge-
ben. Freihändig bedeutet, ohne die
Beschaffungen auszuschreiben.
Auf den ersten Blick ist dies kaum zu
fassen. Auf den zweiten Blick zeigt
sich: Die Begründungen sind in den
Einzelfällen plausibel, die «Bund»-
Analyse förderte keine Skandale zu-
tage.Wichtige Software, die nur schwer
zu ersetzen ist, bedingt oft freihän-
dige Vergaben: Man ist aus der Not
heraus gezwungen, mit den bisherigen
Anbietern zusammenzuarbeiten.

Der Kanton zahlt den Preis dafür, dass
die Informatik einst ohne Strategie
entwickelt wurde, wie ein externes
Gutachten 2014 aufdeckte. Im Infor-
matikamt scheint man heute aber mit
einem Plan vorzugehen. Davon zeugt
die neue Open-Source-Strategie,
wonach der Quellcode einer kantona-
len Software wenn möglich veröffent-
licht wird. Da dadurch mehr Entwick-
ler die Programme kennen, dürfte es
gelingen, die Abhängigkeit von einzel-
nen Herstellern zu reduzieren. Zudem
schreibt Bern Informatikaufträge nun
konsequent aus. Ein Zeichen dafür,
dass sich der Staat darauf konzentriert,
was er zwingend können muss: mit
möglichst viel Know-how einkaufen.

Obwohl sich der Informatikeinkauf auf
demWeg der Besserung befindet, ist es
zu früh, umwegzuschauen. Denn
Software kostet nicht nur viel Steuer-
geld, Algorithmen bestimmen unser
Leben derart stark, dass staatliche
IT-Kompetenz unabdingbar ist. Und
denVorwurf, dass man sich zuwenig
um die Informatik kümmert, den
müssen sich im Kanton Bern fast alle
anhören. Der Regierungsrat, der es
bisher verpasste, für die kantonseigene
Firma Bedag eine Organisationsform
zu finden,mit der sich der Staat nicht
ständig selberMillionenaufträge erteilt.
Das Parlament, in dem zwar 24 Bauern,
aber kein einziger Informatiker
sitzt und das Softwarekredite mangels
Fachwissen meist ohne Debatte geneh-
migt. Aber auch die Parteien undVer-
bände, die dringendmehr Informatiker
für ihre Ämter undVorstände rekrutie-
ren sollten. Denn nurwenn öffentlich
intensiv über Informatik diskutiert
wird, lassen sich zu teure Beschaffun-
gen konsequent verhindern.
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Für rund 40Millionen Franken pro Jahr
hat der Kanton Bern in den letzten zehn
Jahren Software-Firmen mit Aufträgen
bedacht – ohne Konkurrenzofferten ein-
zuholen. Dies geht aus einer erstmali-
gen Zusammenstellung der Daten auf
der Plattform Simap.ch hervor, auf der
die Verwaltung publizieren muss, wel-
che Aufträge sie der Privatwirtschaft
vergibt.

Solche freihändigenVergaben führen
oft dazu, dass der Preis für die Leistung
höher ausfällt. Jedoch liessen sich viele
dieser «Freihänder» kaum vermeiden,
wie die Daten zeigen: Es sind oftmals

Wartungsaufgaben an Software-Lösun-
gen, die für den Betrieb derKantonsver-
waltung kritisch sind. Diese Program-
me sind so umfassend, dass nur der ur-
sprüngliche Entwickler die Wartung
übernehmen kann.

Vermehrt öffentlich und gratis
Nachdem die bernische Regierung be-
reits 2014 scharfe Kritik an ihrer Infor-
matik-Strategie einsteckenmusste, ver-
sucht der Kanton nun, dieAbhängigkeit
von einzelnenAnbietern zu verringern.
Dabei übernimmt Bern mit einem Be-
kenntnis zu Open Source eine schweiz-
weite Pionierrolle: Der Quelltext der
vomKanton genutzten Programme soll

künftig vermehrt öffentlich und gratis
zugänglich sein. Bern ist der erste Kan-
ton, der für diesesVorgehen eine gesetz-
liche Grundlage geschaffen hat.

Setzen sich mehr Entwickler mit
einem Programm auseinander, ist dies
vorteilhaft für die Sicherheit. Und: Ist
der Quellcode eines Programmes nicht
geistiges Eigentum einer einzelnen
Firma, wird es massiv einfacher sein,
dass ein anderer Anbieter das Pro-
gramm weiterentwickeln kann. Der
Kanton hofft so, bei Informatik-Verga-
ben die Konkurrenz unter den Anbie-
tern zu stärken – und bei der Software-
Beschaffung dadurch künftig Geld zu
sparen. Seite 15

Kantonwill seine starke
Abhängigkeit verringern
Informatik Nach heftiger Kritik setzt der Regierungsrat auf freie Software.
Gelingt ihm das Vorhaben, übernimmt er in der Schweiz gar eine Pionierrolle.
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Stadt Bern Auf Berns Schützenmatte ist
es am Samstagabend und in der Nacht
auf Sonntag trotz zahlreicher friedlicher
Besucher zuAuseinandersetzungen ge-
kommen. Die Polizei lieferte sich ein
mehrstündiges GefechtmitVermumm-
ten, die zuvor die Sicherheitskräfte mit
Flaschen und gemäss Polizeimit Eisen-
stangen beworfen hatten. Die Polizei
setzte Gummischrot und Reizgas ein. Es
gab mehrere Verletzte. Berns Sicher-
heitsdirektor Reto Nause spricht von
einem «gezieltenAngriff» von Chaoten,
die Reitschulewirft der Polizei eine «ge-
plante Eskalation» vor.

Auf der Schützenmatte finden derzeit
im Rahmen des Neustadtlab Veranstal-
tungen statt. Die Belebung des Platzes
hat zum Ziel,Auseinandersetzungen zu
verhindern. Warum die Situation nun
trotzdem eskalierte, ist unklar. (mob)
Seite 17
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Bern

Simon Preisig

Die Stadt Bern hat es kürzlich zum ers-
tenMal getan, derKanton steht kurz da-
vor: selber entwickelte Software unter
einer Open-Source-Lizenz zu publizie-
ren, also offen und für alle zugänglich.
Will eine Gemeinde ein Gutschein-Sys-
tem für Kindertagesstätten einführen,
kann sie neuerdings die Stadtberner
Software namensKi-Tax gratis herunter-
ladenunddenProgrammcode anpassen.

Doch was hat die Verwaltung davon,
Software zu publizieren? «Arbeiten am
Codevon Ki-Tax andere Programmierer
weiter als die, die Ki-Tax ursprünglich
entwickelten, dannwird das Programm
in derRegel besser», sagtMatthias Stür-
mer, Leiter der Forschungsstelle Digita-
leNachhaltigkeit an derUniversität Bern
und EVP-Stadtrat. So benötige die an-
dere Gemeinde eventuell weitere Funk-
tionen,die dann auchdie Stadt Bern nüt-
zen könne. Dank den zusätzlichen Ent-
wicklern können aber gemäss Stürmer
auch Sicherheitslücken schneller gefun-
denwerden.Und:Weil verschiedene Fir-
menmit der Software vertraut sind, ge-
raten die publizierenden Behördenwe-
niger in Abhängigkeit von dem
Unternehmen, das die erste Version der
Ki-Tax-Software programmiert hat.Dies
ist einwichtiger Grund,wie die Analyse
der freihändigen Ausschreibungen für
IT-Aufträge der letzten 10 Jahre zeigt
(siehe Text rechts).

1000 Programme kommen infrage
Das Potenzial ist riesig: Staatliche Pro-
gramme, die sich allenfalls unter einer
Open-Source-Lizenz publizieren lassen,
gibt es über 1000. Zurzeit sei man dar-
an, alle Applikationen systematisch zu
erfassen, sagt Thomas Fischer, Leiter
des Stabs des Amts für Informatik und
Organisation (Kaio), auf Anfrage. Das
Amt von Fischer entwickelt nun einen
standardisierten Service. Damit können
die verschiedenen Ämter künftig ent-
scheiden, ob sich eine Software für eine
Publikation als Open-Source-Software
eignet. Zudem soll eine eigene Online-
Plattform geschaffen werden, wo sich
die Entwickler über die von ihnen wei-
terentwickeltenOpen-Source-Program-
me austauschen können.

Mit diesemVorgehen nimmt derKan-
ton Bern eine Pionierrolle ein. Er ist der
erste Kanton, der gesetzliche Grundla-
gen geschaffen hat, die das Publizieren
von Open-Source-Software legitimie-
ren. «So gründlichwie der Kanton Bern
ist diese Problematik bisher niemand
angegangen», sagt auch Open-Source-
Experte Stürmer. Als Premiere soll der
«ÖREB-Kataster Smart-Auszug» publi-
ziert werden. Ein Programm, das unter
anderem dafür genutzt wird, um Bau-
zonen zuvisualisieren.Damitwürde der

Kantonwohl auch der einen oder ande-
ren Firma für Geo-Software das Ge-
schäft vermiesen. So würde deren pro-
prietäre Software, für die das Unterneh-
men bisher Geld verlangen konnte,
überflüssig. Ein anderes Beispiel, wie
der Staat künftig in der Software-Bran-
chemitmischenwill, ist die Baugesuch-
Applikation Camac: Verschiedene Kan-
tone haben sich zusammengeschlossen,
um eine Onlineplattform für digitale
Baugesuche zu entwickeln. Ein Verein
koordiniert dieWeiterentwicklung,Ver-
besserungen Einzelner werden wiede-
rum allen zur Verfügung gestellt. Das
normale Vorgehen bei Open-Source-
Projekten (siehe Text links).

Konkurrenz für Private
Doch der grosseAufschrei in der Privat-
wirtschaft bleibt aus. Seit sich sogar der
ehemalige Bezahlsoftware-König Mic-
rosoft zu Open Source bekennt, sind de-
ren Skeptiker leiser geworden. Eine an-
gefragte Geo-Firma schreibt, man sei
gegenüber diesemThemawertfrei. An-
dere melden sich gar nicht zurück. Der
Berner KMU-Verband, der zurzeit eine
Kommunikationskampagne gegen zu
viel staatliche Einmischung fährt, sieht
das Vorgehen des Kantons als unprob-
lematisch. Man sei am Thema interes-
siert, habe aber dazu keine Verbands-
meinung, heisst es auf Anfrage.

Einzig das Berner IT-Unternehmen
Weblaw bleibt kritisch. Die Firma hat-
te sich 2012 dagegen gewehrt, dass das
Bundesgericht eine Software für
Urteilspublikationen gratis veröffentli-
chen durfte. Weblaw-Geschäftsführe-
rin Sarah Montani verweist jedoch auf
eine alte Mitteilung,wo sie ihr Geschäft
und die Wirtschaftsfreiheit gefährdet
sieht.

Der Kanton sieht sich in seinemVor-
gehen bestätigt und verweist auf seine
eigenen Interessen. «Wir publizieren
Software nur als Open Source,wenn es
für uns einen klarenVorteil bringt», sagt
Fischer.Damüssemanverschiedene In-
teressen abwägen. So können laut Fi-
scher inAusnahmefällen tatsächlich pri-
vate Angebote konkurrenziert werden,
denn der Kanton könne die Bedürfnis-
se der privaten IT-Firmen nicht über al-
les stellen. «Wir sind auch gegenüber
unseren Steuerzahlern verpflichtet, für
Software nur so viel Geldwie nötig aus-
zugeben», sagt Fischer.

StürmervonderUniversität Bern geht
noch einen Schrittweiter: «Staatlich ent-
wickelte Programme sind öffentliche
Güterwie Strassen oder Eisenbahnen»,
sagt Stürmer. Sie sollten allen zugäng-
lich gemacht werden, geradeweil dabei
keine Kosten entstünden, das Potenzial,
um sie zu gebrauchen, jedoch riesig sei.
Dabei kommen laut Stürmer auch pri-
vate Firmen nicht zu kurz: «Diewerden
fürUnterhaltsarbeiten beauftragt.»Was
dabei entstehe, gehöre jedoch allen.Wie
bei einem Stück Strasse halt.

Eigennützige Software-Geschenke
Informatik Kanton und Stadt Bern stellen Software gratis als Open Source zur Verfügung und nehmen damit eine Pionierrolle ein.
Der Staat wird so von einzelnen IT-Firmen unabhängiger – teilweise aber auch zum Konkurrenten.

Freihändige IT-Vergaben des Kantons Bern

in Mio. Franken, 2010‒2016 Die grössten Auftragsnehmer

Grafik: mrue /Quelle: Simap.ch, Beschaffungsstatistik.ch, eigene Auswertung
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Spezialfall Sozialhilfe-Software

Open Source bedeutet, dass der Quelltext
der Programme öffentlich ist und gratis
genutzt werden kann. Die weltweit wich-
tigste Open-Source-Applikation ist wohl
das Betriebssystem Linux, bei dem die
Linux Foundation die Weiterentwicklung
koordiniert, die die grossen Firmen wie
Google leisten. Ähnlich wäre auch die
Weiterentwicklung der neuen Sozialhilfe-
Software organisiert, über die die Stadt
Bern am 23. September abstimmt. Eine
Open-Source-Publikation ist bei dieser
Applikation jedoch nicht sicher, obwohl
der Programmcode dem Staat gehört. Die
Verantwortlichen begründen dies damit,
dass die entwickelnde Firma nicht habe
versprechen müssen, nur Open-Source-
Technologie einzusetzen. Dies wäre aber
Voraussetzung, um die Software nach
der Entwicklung zu veröffentlichen. (spr)

Beschaffung Rund 50 Millionen Fran-
ken: In diesem Umfang hat der Kan-
ton Bern von 2010 bis 2016 im Schnitt
jährlich direkt Aufträge an Informa-
tik-Firmen vergeben, ohne Konkur-
renzofferten einzuholen – also frei-
händig. Dies geht aus Daten auf der
Ausschreibungsplattform Simap.ch
hervor. Die Forschungsstelle Digitale
Nachhaltigkeit der Universität Bern
hat die Daten der letzten zehn Jahre
aufbereitet und auf derWebsite www.
beschaffungsstatistik.ch veröffent-
licht. Es ist das erste Mal, dass diese
Daten in einer solchen Zusammenstel-
lung verfügbar sind.

Insgesamt belaufen sich die freihän-
digen Informatik-Ausgaben von 2009
bis Mitte August 2018 auf mehr als 435
Millionen Franken.Das ist ein hoherBe-
trag – die «Freihänder» des Kantonswa-
ren denn auch immerwieder Thema in
der Politik und in den Medien, erst ge-
rade Anfang Jahr etwa, als der Kanton
einenAuftrag von über 80Millionen für
zwei Jahre an die kantonseigene Bedag
AG vergab.

Wenig Alternativen
Wenn man analysiert, wofür das Geld
ausgegebenwurde, stellt man fest: Auf-
grund früherer Entscheidungen hatte
die Verwaltung in fast allen Fällen kei-
ne andere Möglichkeit, als den Auftrag
ohneAusschreibung zuvergeben.Neben
dem Rechenzentrum, für das der Kan-

ton Aufträge im Wert von ganzen 180
Millionen vergeben hat, tauchen zwei
Kürzel bei den Projektbeschrieben im-
merwieder auf: Nesko und Persiska. Für
diese Programme wurden immer wie-
dermehrjährige Aufträge in Millionen-
höhevergeben – etwa für «Wartung und
Support» oder «Teilersatz» – immer an
die kantonseigene Informatikfirma Be-
dag sowie die Innova AG und die DV
BernAG. Zusammenmachen die beiden
Programme fast 150 Millionen an frei-
händigen Aufträgen aus. Der grösste
Posten insgesamt ist der Betrieb des
kantonalen Netzwerks, welches insge-
samt 180 Millionen Franken an Unter-
halt und Weiterentwicklung gekostet
hat. Hier konnte der Kanton dank einer
Neuausschreibung im Frühling 6 Mil-
lionen Franken einsparen – obwohl der
Auftrag an den bisherigenAnbieter ging.

Was aber sind Nesko und Persiska,
diese teuren Software-Pakete? Nesko
– das «Neue Steuerkonzept» – ist das
zentrale Arbeitsinstrument der Steuer-
verwaltung. Es sei eine eigens für die
bernischeVerwaltung entwickelte Soft-
ware und «präzise auf die Bedürfnisse
der Steuerverwaltung» abgestimmt,
heisst es bei der Steuerverwaltung. Da-
mit erstellt die Verwaltung etwa die
Veranlagungen für die Steuerpflichti-
gen, ermittelt Gewinn- und Kapital-
steuern für Firmen oder Erbschafts-
und Liegenschaftssteuern. Zwischen 40
und 50 Applikationen spielten dabei

zusammen.Wer dieses System warten
oder weiterentwickeln wolle, brau-
che «eingehende Kenntnisse der An-
wendungen und deren Anpassung» –
Wissen, das eigentlich nur der ur-
sprüngliche Entwickler aufbringen
könne, so der Kanton.

Mit der neuen Informatik-Strategie
von 2016will der Kanton die «Optimie-
rung der kantonalen Informatik» in
Angriff nehmen und damit Kosten spa-
ren – nachdem 2014 eine externe Ana-
lyse grosses Sparpotenzial festgestellt
hatte. Neben der Einführung vonmehr
Open Source (siehe Haupttext) gehört
dazu auch ein «Enterprise Resource
Planning»-System (ERP), das helfen
soll, Informatik-Anwendungen der ver-
schiedenen Direktionen kompatibler
zu machen und damit Kosten zu sen-
ken. Unter anderem soll damit bis 2023
die Personalverwaltung Persiska ab-
gelöst werden, später sollen hier an-
dere Bereiche, wie etwa die Logistik,
integriert werden.

Obwohl sich der Kanton bemühte,
andere Lösungen zu finden, scheint sich
bei diesem Megaprojekt allerdings
schon die nächste langjährige Abhän-
gigkeit anzubahnen: Mangels valabler
Alternativen will man bei diesem Sys-
tem auf Produkte des deutschen Soft-
ware-Riesen SAP setzen – von Open
Source ist hier nicht die Rede.

Christian Zellweger

Die Monster sind nur schwierig zu zähmen

Noch sind die Programme, die im Serverraum der Bedag laufen, nicht als Open Source publiziert. Foto: Valérie Chételat

«So gründlich wie
der Kanton Bern ist
diese Problematik
bisher niemand
angegangen.»
Matthias Stürmer, Open-Source-
Experte und EVP-Stadtrat
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